
FRANKREICH / PARLAMENT

URTEIL DES GERICHTSHOFES
1. Oktober 1997 *

In der Rechtssache C-345/95

Französische Republik, vertreten durch Marc Perrin de Brichambaut, Direktor für
Rechtsfragen im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, und Denys
Wibaux, Sekretär für Auswärtige Angelegenheiten in der Direktion für Rechtsfra­
gen im selben Ministerium, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Französische
Botschaft, 8B, boulevard Joseph II, Luxemburg,

Klägerin,

unterstützt durch

Großherzogtum Luxemburg, vertreten durch Nicolas Schmit, Direktor für inter­
nationale wirtschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit im Ministerium für
Auswärtige Angelegenheiten, als Bevollmächtigten, Zustellungsanschrift: Ministe­
rium für Auswärtige Angelegenheiten, 5, rue Notre-Dame, Luxemburg,

Streithelfer,

gegen

Europäisches Parlament, vertreten durch Rechtsberater Gregorio Garzon
Clariana im Beistand von Abteilungsleiter Christian Pennera und Hauptverwaltungs­
rat Hans Krück, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift:
Generalsekretariat des Europäischen Parlaments, Luxemburg-Kirchberg,

Beklagter,

* Verfahrenssprache: Französisch.
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wegen Nichtigerklärung des Beschlusses des Europäischen Parlaments vom
20. September 1995 zur Festlegung seines Sitzungskalenders für 1996

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten G. C. Rodríguez Iglesias, der Kammer­
präsidenten G. F. Mancini, J. C. Moitinho de Almeida, J. L. Murray und L. Sevón
sowie der Richter C. N . Kakouris, P. J. G. Kapteyn, C. Gulmann,
D. A. O. Edward, J.-P. Puissochet, G. Hirsch, P. Jann, H. Ragnemalm (Berichter­
statter), M. Wathelet und R. Schintgen,

Generalanwalt: C. O. Lenz
Kanzler: H . von Holstein, Hilfskanzler

aufgrund des Sitzungsberichts,

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Beteiligten in der Sitzung vom
3. Dezember 1996, in der die Französische Republik durch Marc Perrin de
Brichambaut und Pierre Voilery, technischer Berater in der Direktion für Rechtsfra­
gen des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten, als Bevollmächtigte, das
Großherzogtum Luxemburg durch Georges Friden, Legationssekretär im Ministe­
rium für Auswärtige Angelegenheiten, als Bevollmächtigten, und das Europäische
Parlament durch Gregorio Garzón Clariana, Christian Pennera und Hans Krück
vertreten waren,

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom
4. Februar 1997,

folgendes

Urteil

1 Die Französische Republik hat mit Klageschrift, die am 7. November 1995 bei der
Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß den Artikeln 38 EGKS-Vertrag,
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173 EG-Vertrag und 146 EAG-Vertrag Klage erhoben auf Nichtigerklärung des
Beschlusses des Europäischen Parlaments vom 20. September 1995 zur Festlegung
seines Sitzungskalenders für 1996 (im folgenden: streitiger Beschluß).

2 Die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten faßten am 12. Dezember 1992
im gegenseitigen Einvernehmen einen auf die Artikel 216 EWG-Vertrag, 77
EGKS-Vertrag und 189 EAG-Vertrag gestützten Beschluß über die Festlegung der
Sitze der Organe und bestimmter Einrichtungen und Dienststellen der Europäi­
schen Gemeinschaften (ABl. C 341, S. 1; im folgenden: Beschluß von Edinburgh).

3 Artikel 1 Buchstabe a dieses Beschlusses lautet:

„Das Europäische Parlament hat seinen Sitz in Straßburg; dort hält es die zwölf
monatlich stattfindenden Plenartagungen einschließlich der Haushaltstagung ab.
Zusätzliche Plenartagungen finden in Brüssel statt. Die Ausschüsse des Europäi­
schen Parlaments treten in Brüssel zusammen. Das Generalsekretariat des Euro­
päischen Parlaments und dessen Dienststellen verbleiben in Luxemburg."

4 Aus Artikel 10 der Geschäftsordnung des Parlaments (konsolidierte Fassung vom
7. Dezember 1995, ABl. L 293, S. 1) folgt, daß mit dem Kalender der Plenartagun­
gen die Dauer der Unterbrechungen der jährlichen Sitzungsperiode festgelegt wird.
Tagung ist der in der Regel jeden Monat stattfindende Zusammentritt des Parla­
ments, der in einzelne Sitzungstage zerfällt. Das Parlament bestimmt also in
Plenarsitzung die Termine für die Unterbrechung und die Wiederaufnahme der
jährlichen Sitzungsperiode.

5 Der vom Parlament festgelegte Sitzungskalender erwähnt lediglich die Termine für
die Plenartagungen und nennt nicht die Sitzungsorte. Es steht jedoch zwischen den
Parteien fest, daß die von Montag bis Freitag dauernden Plenartagungen in Straß-
burg abgehalten werden, während die Plenartagungen, die sich grundsätzlich über
aufeinanderfolgende halbe Tage erstrecken, in Brüssel stattfinden.
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6 Das Parlament legte mit dem streitigen Beschluß seinen Sitzungskalender für 1996
aufgrund einer Abstimmung fest, die im vorläufigen Sitzungsprotokoll festgehalten
wurde.

7 Die Konferenz der Präsidenten hatte insoweit beschlossen, einen Kalender mit
zwölf fünftägigen Tagungen vorzuschlagen, darunter zwei im Oktober, und zwar
vom 7. bis 11. und vom 21. bis 25. Oktober 1996, sowie acht Tagungen von zwei
halben Tagen.

8 Jedoch wurde aufgrund der Annahme der von Frau Green im Namen der PSE-
Fraktion (Fraktion der Sozialdemokratischen Partei Europas) eingebrachten Ände­
rung 9 die Tagung vom 7. bis 11. Oktober 1996 gestrichen, so daß die Zahl der
Plenartagungen, die 1996 in Straßburg stattfinden sollten, auf elf festgesetzt wurde.

9 Die Vereinbarkeit dieses Kalenders mit dem Gemeinschaftsrecht und insbesondere
mit dem Beschluß von Edinburgh wurde bestritten am 27. September 1995 vom
Ständigen Vertreter Frankreichs im Coreper, am 2. Oktober 1995 von der franzö­
sischen Delegation im Rat sowie in zwei an den Parlamentspräsidenten Hänsch
gerichteten Schreiben, nämlich im Schreiben des Präsidenten der Französischen
Republik, Jacques Chirac, vom 28. September 1995 und im Schreiben des Staats­
ministers für europäische Angelegenheiten, Michel Barnier, vom 27. September
1995.

10 Da diese Schritte wirkungslos geblieben waren, hat die Französische Republik die
vorliegende Klage erhoben.

n Mit Beschluß vom 7. März 1996 hat der Präsident des Gerichtshofes das Großher­
zogtum Luxemburg als Streithelfer zur Unterstützung der Anträge der Klägerin
zugelassen.

12 Die französische Regierung führt für ihre Klage drei Gründe an, von denen der
erste auf einen Verstoß gegen den Beschluß von Edinburgh, der zweite auf eine
Verletzung wesentlicher Formvorschriften und der dritte auf einen Verstoß gegen
Artikel 190 EG-Vertrag gestützt wird.
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Zum ersten Klagegrund

13 Mit ihrem ersten Klagegrund macht die französische Regierung, unterstützt von
der luxemburgischen Regierung, im wesentlichen geltend, Zweck des Beschlusses
von Edinburgh sei es, unter Berücksichtigung der Beibehaltung der Pluralität der
Arbeitsorte des Europäischen Parlaments dessen Sitz festzulegen und die Trag­
weite dieses Begriffes näher zu bestimmen. So sei mit diesem Beschluß als Sitz des
Parlaments der Ort definiert worden, an dem dieses Organ hauptsächlich seine
Plenarsitzungen abhalte, wobei eine Mindestanzahl von zwölf monatlichen Plenar­
tagungen in Straßburg festgesetzt worden sei. Die Regierungen der Mitgliedstaaten
seien nämlich der Auffassung gewesen, daß unterhalb dieser Schwelle die Festle­
gung von Straßburg als Sitz des Parlaments gänzlich ineffektiv wäre.

14 Nach Ansicht der französischen Regierung hat das Parlament mit seinem
Beschluß, für 1996 die Zahl der Plenartagungen in Straßburg auf elf und die Zahl
der zusätzlichen Tagungen, die in Brüssel abgehalten werden sollten, auf acht fest­
zusetzen, den Beschluß von Edinburgh ausgehöhlt. Dieser Beschluß, der das
Ergebnis eines politischen Kompromisses darstelle, an den die Mitgliedstaaten und
die Organe gebunden seien, habe nämlich für das Parlament die strikte Verpflich­
tung begründet, zwölf Plenartagungen in Straßburg, dem Ort seines Sitzes, abzu­
halten.

15 Die französische Regierung bestreitet nicht, daß das Parlament davon Abstand
nehmen könne, während der sommerlichen Parlamentsferien oder während des
Wahlkampfes in Wahljahren eine monatliche Plenartagung abzuhalten. Sie ist
jedoch offenbar der Ansicht, daß das Parlament in diesem Fall in einem anderen
Monat eine zusätzliche Plenartagung in Straßburg vorsehen müsse.

16 Die französische Regierung fügt hinzu, das Parlament könne nicht der ihm durch
die Artikel 25 EGKS-Vertrag, 142 EG-Vertrag und 112 EAG-Vertrag eingeräum­
ten internen Organisationsbefugnis einen Umfang beimessen, der es ihm ermögli­
chen würde, einen Sitzungskalender aufzustellen, der im Widerspruch zu dem im
Beschluß von Edinburgh verkörperten politischen Kompromiß stünde.
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17 Das Parlament wendet in seiner Klagebeantwortung ein, der Beschluß von Edin­
burgh sei selbst teilweise ungültig. Da dieser Beschluß unmittelbar in die interne
Organisationsbefugnis eingreife, die der Gerichtshof dem Parlament auf der
Grundlage von Artikel 142 EG-Vertrag zuerkannt habe, überschreite er den Rah­
men der Zuständigkeiten, die Artikel 216 dieses Vertrages den Mitgliedstaaten ein­
räume.

18 Das Parlament macht außerdem geltend, der Beschluß von Edinburgh, dessen
Wortlaut mehrdeutig sei, sei dahin auszulegen, daß grundsätzlich jeden Monat eine
Plenartagung in Straßburg stattfinden müsse, außer im August und in Wahljahren
im Juni.

19 Vorab ist zu bemerken, daß gemäß den Artikeln 77 EGKS-Vertrag, 216
EG-Vertrag und 189 EAG-Vertrag die Regierungen der Mitgliedstaaten den Sitz
der Organe der Gemeinschaft im Einvernehmen zu bestimmen haben.

20 Die Regierungen der Mitgliedstaaten sind also dafür verantwortlich, das durch die
Verträge errichtete System der institutionellen Bestimmungen zu ergänzen, um die
Funktionsfähigkeit der Gemeinschaft zu sichern. Die Ausübung dieser Zuständig­
keit stellt nicht nur ein Recht, sondern auch eine Pflicht dar (Urteil vom 10.
Februar 1983 in der Rechtssache 230/81, Luxemburg/Parlament, Slg. 1983, 255,
Randnr. 35).

21 So haben die Regierungen der Mitgliedstaaten vor dem Erlaß des Beschlusses von
Edinburgh verschiedentlich Beschlüsse über die vorläufigen Arbeitsorte der
Organe gefaßt. Der Gerichtshof hat jedoch im Urteil vom 28. November 1991 in
den Rechtssachen C-213/88 und C-39/89 (Luxemburg/Parlament, Slg. 1991,
I-5643, Randnr. 52) festgestellt, daß die Regierungen der Mitgliedstaaten zu jener
Zeit noch nicht ihrer Verpflichtung nachgekommen waren, den Sitz der Organe
gemäß den vorgenannten Vorschriften der Verträge endgültig festzulegen.
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22 In diesem Kontext ist der Beschluß von Edinburgh gefaßt worden, nach dessen
Artikel 1 Buchstabe a das Europäische Parlament seinen Sitz in Straßburg hat, wo
die zwölf monatlich stattfindenden Plenartagungen einschließlich der Haushalts­
tagung abgehalten werden.

23 Somit ist festzustellen, daß die Regierungen der Mitgliedstaaten mit dem Erlaß des
Beschlusses von Edinburgh nunmehr ihre Verpflichtung aus den Artikeln 77
EGKS-Vertrag, 216 EG-Vertrag und 189 EAG-Vertrag erfüllt haben, indem sie
Straßburg endgültig als Sitz des Parlaments festgelegt, dabei aber mehrere Arbeits­
orte für dieses Organ beibehalten haben.

24 Angesichts dieser Pluralität von Arbeitsorten umfaßte die Ausübung der genann­
ten Zuständigkeit nicht nur die Verpflichtung, den Ort des Sitzes des Parlaments
festzulegen, sondern auch die Befugnis, diesen Begriff durch Angabe der Tätigkei­
ten, die dort erfolgen sollen, näher zu bestimmen.

25 Die Regierungen der Mitgliedstaaten wollten somit zum Ausdruck bringen, daß
der — in Straßburg festgelegte — Sitz des Parlaments den Ort darstellt, an dem das
Organ hauptsächlich zu ordentlichen Plenartagungen zusammentritt, und haben
dazu die Zahl der Plenartagungen, die dort stattfinden sollen, verbindlich festge­
legt.

26 Mit dem Hinweis darauf, daß das Parlament monatliche Plenartagungen abzuhal­
ten hat, haben die Regierungen der Mitgliedstaaten die Praxis dieses Organs bestä­
tigt, grundsätzlich jeden Monat in Straßburg zusammenzutreten, wie es im übrigen
auch Artikel 10 der Geschäftsordnung des Parlaments vorsieht.

27 In Wirklichkeit hält das Parlament jedoch weder im August noch während der
Wahljahre im Juni eine ordentliche Plenartagung ab. In den Jahren, in denen ins­
gesamt zwölf Plenartagungen in Straßburg stattfanden, waren zwei dieser Tagun­
gen im Oktober festgesetzt. Diese Praxis wird als solche nicht beanstandet.
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28 Darüber hinaus wollten die Regierungen der Mitgliedstaaten mit der Klarstellung,
daß die Haushaltstagung in Straßburg stattfindet, darauf hinweisen, daß das Parla­
ment seine Haushaltsbefugnis, die es gemäß Artikel 203 EG-Vertrag in Plenarsit­
zung wahrnimmt, während einer der ordentlichen Plenartagungen, die am Sitz des
Organs abgehalten werden, auszuüben hat.

29 Der Beschluß von Edinburgh ist deshalb dahin auszulegen, daß er den Sitz des
Parlaments als den Ort definiert, an dem in regelmäßigen Zeitabständen zwölf
ordentliche Plenartagungen dieses Organs einschließlich derjenigen, auf denen das
Parlament die ihm durch den Vertrag zugewiesenen Haushaltsbefugnisse auszu­
üben hat, abzuhalten sind. Zusätzliche Plenartagungen können demnach nur dann
an einem anderen Arbeitsort festgelegt werden, wenn das Parlament die zwölf
ordentlichen Plenartagungen in Straßburg, dem Ort des Sitzes des Organs, abhält.

30 Entgegen den Ausführungen des Parlaments haben die Regierungen der Mitglied­
staaten dadurch, daß sie seinen Sitz in dieser Weise festgelegt haben, nicht die
interne Organisationsbefugnis beeinträchtigt, die ihm die Artikel 25 EGKS-
Vertrag, 142 EG-Vertrag und 112 EAG-Vertrag zuweisen.

31 Zunächst ist daran zu erinnern, daß das Parlament zwar aufgrund dieser internen
Organisationsbefugnis berechtigt ist, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um sein
ordnungsgemäßes Funktionieren und den Ablauf seiner Verfahren sicherzustellen,
daß die dahin gehenden Beschlüsse aber die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für
die Festlegung des Sitzes der Organe beachten müssen (Urteile vom 10. Februar
1983, Luxemburg/Parlament, a. a. O., Randnr. 38, und vom 28. November 1991,
Luxemburg/Parlament, a. a. O., Randnr. 29).

32 Sodann haben die Mitgliedstaaten nach der Rechtsprechung bei der Ausübung
ihrer Zuständigkeit für die Festlegung des Sitzes der Organe die interne
Organisationsbefugnis des Parlaments zu beachten und dafür zu sorgen, daß ein
solcher Beschluß nicht das ordnungsgemäße Funktionieren dieses Organs behin­
dert (vgl. Urteil vom 22. September 1988 in den Rechtssachen 358/85 und 51/86,
Frankreich/Parlament, Slg. 1988, 4821, Randnr. 35). Zwar erlegt der Beschluß von
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Edinburgh dem Parlament bezüglich der Organisation seiner Arbeiten bestimmte
Zwänge auf; diese Zwänge sind jedoch mit dem Erfordernis, seinen Sitz unter Bei­
behaltung der Pluralität seiner Arbeitsorte festzulegen, notwendig verbunden. Sie
stehen im übrigen nicht im Widerspruch zu der allgemeinen Praxis des Parlaments.

33 Diese Feststellung wird nicht dadurch in Frage gestellt, daß für das Parlament die
Notwendigkeit besteht, während des Wahlkampfes keine ordentliche Plenartagung
abzuhalten und daher alle fünf Jahre von seiner Verpflichtung abzuweichen, zwölf
ordentliche Plenartagungen am Sitz des Organs abzuhalten. Eine solche Abwei­
chung ist nämlich aus Gründen gerechtfertigt, die mit der Organisation der Wahl
der neuen Abgeordneten zusammenhängen.

34 Nach alledem ist der streitige Beschluß, soweit er für 1996 elf ordentliche Plenar­
tagungen in Straßburg festlegt, mit dem Beschluß von Edinburgh unvereinbar.

35 Somit ist, ohne daß die übrigen Klagegründe zu prüfen wären, der Beschluß des
Parlaments vom 20. September 1995 zur Festlegung seines Sitzungskalenders für
1996 für nichtig zu erklären, soweit er für 1996 nicht zwölf ordentliche Plenarta­
gungen in Straßburg festlegt.

Kosten

36 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da das Parlament mit seinem Vorbringen unterle­
gen ist und die Französische Republik beantragt hat, ihm die Kosten aufzuerlegen,
hat das Parlament die Kosten zu tragen. Das Großherzogtum Luxemburg, das dem
Verfahren als Streithelfer beigetreten ist, hat nach § 4 Absatz 1 des genannten Arti­
kels seine eigenen Kosten zu tragen.
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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

für Recht erkannt und entschieden:

1. Der Beschluß des Europäischen Parlaments vom 20. September 1995 zur
Festlegung seines Sitzungskalenders für 1996 wird für nichtig erklärt, soweit
er für 1996 nicht zwölf ordentliche Plenartagungen in Straßburg festlegt.

2. Das Parlament trägt die Kosten des Verfahrens.

3. Das Großherzogtum Luxemburg trägt seine eigenen Kosten.

Rodríguez Iglesias Mancini Moitinho de Almeida

Murray Sevón Kakouris Kapteyn

Gulmann Edward Puissochet

Hirsch Jann Ragnemalm

Wathelet Schintgen

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 1. Oktober 1997.

Der Kanzler

R. Grass

Der Präsident

G. C. Rodríguez Iglesias
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